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RE PUBLI K~ OST~ RR EICH 
B UND E S M I N I SI E R I U M 

FOR LANDESVERnEIDIGUNG 
I Sa·~hbea.rbei tel: . 

~ ~ ." ""19 f r? 1 ., / Q .... 
~~ ~U.~U~/~J-~' f J~ '~Kmsr Dr. Fender 

- E~twurf eines Bundesgesetzes 
über die l·\.ustro Control GmbH i 

Tel.-Nr.: 515 95/2449 
Fax.Nr. : 515 95/3270 

- einer Novelle der Zivil1uftfahxt­
P8rsonalvprnrdnllng; 

- r-jner Verordnuns iJber die Festleguns 
~nd Einbeziehung von Gebühren für die 
:nanspruchnahme von Diensten und 
Leistungen der Flugsicheruns; 

- einer Verordnung über die Ermächtigung 
des Bundesamtes für Zivilluftfahrt zur 
Erteilung von Beförderungsbewilligungen 
für bestimmte Luftfahrzeuge; 

- eines weiteren Novellierungsvorschlages 
~Ui'n Luftfahrtgeset z (betr. 'Luftfahrthindernisse); 

Stellungnahme 

~~~~~ .. ;f,l~:~:f{ 
Datum: 6. APR. 1993 

Verteilt ... .t.~~~Lls3 ......................... 
An das 

~r~sid~lm des Nationalrates 

?arldlnerlt 

1017 Wien 

Das Bund8o:;minis+-pril11T! für Lande.,;verteidigllng i5.bermi tte lt 

in der Anlage 25 Ausfertigungen der ho. Stellungnahme zu 

dem vom Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und 

'Jcrkehr versendeten Entwü:r:-fen eines Bundesg~setz8s fiber 

die Austrü Control GrnbH, einer Novelle der 

Zivilluftfahrt-·Personalverordnung, einer Verordnung über 

die Festlegung und Einbez:iJ".h1mg von Gebühren für die 

Inanspruchnahme von Diensten und r..,.=..Lstungen der Flugsi-

. .:herung f einer Verordnung über die Ermächtigung des 

Bundesam+-pc:; fiir Zivil11Jftf;=thrt Z1l.Y Erteilung von Beförde-
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rungsbewilligungen für bestimmte Luftfahrzeuge sowie eines 
ldeiteren Novellierungsvorschlages zum 

(betr. Luftfahrthindernisse). 

31. ~1ärz 1993 
Für den Bundesmini.st8r~ 

P e n k 1 e r 

25 Beilagen 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 

(~ 

Luftfahrtgesetz 
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•••• JEPUBLIK OSTERREICH 
B U N DESM I NISTER I UM 

FOR LANDESVERTEIDIGUNG 

//6 

GZ 10.009/63-1.7/93 
S,'}chbearbei T" er ~ 
OKmsr Dr. Fender 

- Entwurf eines Bundesgesetzes 
über die il.ustro Control GmbH; 

Tel.-Nr.: 515 95/2449 
Fax.Nr.: 515 95/3270 

- einer Novelle der Zivil luft fahrt­
Personalverordnungi 

- einer Verordnung tiber die Festlegung 
und Einbeziehung von Gebühren für die 
Inanspruchnalune von Diensten und 
Leistungen der Flugsicherung; 

- einer Verordnung über die Ermächtigung 
des Bundesamtes für Zivilluftfahrt zur 
Erteilung von Beförderungsbewilligungen 
für bestimmte Luftfahrzeuge; 

- eines weiteren Novellierungsvorschlages 
zum Luftfahrtge.setz (betL I.1.l.ftfahrthindernisse); 

Stellungnahme 

An das 

öffentliche Wirtschaft und Verkehr 

Radetzkystraße 2 

~.O'l Wien 

Zu den mit der do. Note vom 4. März 1993, GZ 5810/9-7/93, 

übermittelten Entwürfen eines Bundesgesetzes über die 

Austro Control GesmbH. einer Novelle der Zivilluftfahrt­

Personalverordnung , einer Verordnung über die Festlegung 

und Einbeziehung von Gebühren für die Inanspruchnahme von 

Diensten und Leistungen der Flugsicherung, einer Verord­

nung über die Ermächtigung des Bundesamtes für Zivilluft­

fahrt zur Erteilung von Beförderungsbewilligungen für 

bestimmte Luftfahrzeuge sowie zu dem mit der do. Note vom 

15. März 1993, GZ 5810/14-7/93, übermittelten vleiteren 
Novellierungsvorschlag zum Luftfahrtgesetz nimmt das 
Bunde.c;ministerimn für Landesverteidigu . .ng wie folgt Stel­
lung: 

7530-0-120-0371 
BMlV R 119 
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A) Zum Entwurf eines Bundesgesetzes über die Austro 

Control GmbH, mit dem das Luftfahrtgesetz und das 

Bundes';;resetz über den zwischenstaatlichen Luftverkehr 

geändert werden, sowie zu dem nachträglich übermit­

telten weiteren Novellierungsvorschlag zum Luftfahrt­

gesetz ( LFG) : 

1, Berücksichtigung der Erforderni.ss8 der mili.tärisch.8n 

Landesverteidigung im luftfahrtrechtlichen Bereich: 

Gemäß Art. I § 3 des gegenständlichen Gesetzent­

'durfes soll die Austro Control GmbH in der Wahrneh­

mung behördlicher ~ngelegenheiten der Flugsicherung 

im Sinne des Art. I § 2 Abs. 1 und 2 der alleinigen 

.:~.ufsicht des Bundesministers für öffentliche 11irt­

schaft und Verkehr unterliegen. Hiebei handelt es 

sich i n.sbesnnderA 111'T1 die Ange18genheit-PD (i.er Fl1.1g-

sicherung (§ 119 LFG), die sl=h - ~it A~sndbne ~er 

sogenanntpn "Ausnahmebereichp" {§ l ~" T.!FG ~ .- jprzp~ t-

auf das gesamte Bundesgebiet ~r!d den L'..:.f ~r=:.~Y! i.:.be.::.' 

diesem erstreckt. In diesen Angelegenheiten ist ein 

Recht da.s Bundesministers für öffentliche Wirtsc;haft 

und Verkehr zur Erteilung von allgemeinen Weisungen 

oder Weisungen im Einzelfall an die Austro Control 

GmbH in ErfUlhmg seines Aufsichtsrechts ~ur Wahrung 

luftverkehrspolitischer Interessen sowie der Inter­

essen der Sicherheit der Luftfahrt vorgesehen. 

Hiezu ist zu bemerken, daß diese vorgesehene Rege­

lung den Erfordernissen der militärischen Landes­

verteidigung im Bereich der Militärluftfahrt nicht 

Rechnung trägt. Da nämlich die gesamte Flugsicherung 

- und damit auch wesentliche Teile der Flugsicherung 

im Bereich der Militärluftfahrt - von der Austro 

Control GmbH wahrgenommen werden ,soll; erscheint es 

auch notwendig, im Rahmen dieses Weisungsrechtes die 

"',,'. ....... f'fl ..... ""' :> ...... ~ .~" .... ''''"!~·,wn.,.··.~. "" 
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militärischen Erfordernisse entsprechend mitzu-
berücksichtigen. 

Was den militärischen Bereich betrifft, so bestehen 

schon seit langer Ze..i. t verschiedene EinriChtungen 

der militäri.schen Flugsicherung (örtliche Militär­

fluglei tungen auf Mil! tärflugplätzen, Luftraumüber­

wachungszentrale in St. Johann!Pongau, MCC in Wien) 

mit dem hieflir im § 55 LFG vorgesehenen und nach den 

Bestimmungen der §§ 67 ff der Mili tärluftfahrt­

Personal verordnung 1968 befugten und fachlich 

qualifizi8r r en tl1il.itärflll.g1eitll.ngsppr.sona.l; deren 
Tätigkei ten zur Erfüllung der dem Bundesheer 

verfassungsgesetzlich Übertragenen Aufgaben im 

Bereich der Militärluftfahrt unbedingt notwendig . , 
Slnc. 

Die Tätigkeit des Militärflugleitungspersonals wird 

im Vergleich mit der zivilen Flllg.c:::i.~h.r>r-~nT~t-Ä.t-j-:}keit­
quanti tati v Zv-lar nur in einges·::hränktem 0!clfan.:;;, vor 

allem in Bereichen des LuftraumestllTI die Mili tär-

flugplät ze; durChgeführt r sie umfaßt jedoch in der 
lUftfahrtbetrieblichen Praxis in qualitativer 
Hinsicht ebenfalls alle Angelegenheit-en; die im 

§ 119 LFG ~T.schrieben sind. Diese militärische 

Tätigkeit ist zwar inhaltlich eine "Flugsicherungs­

tätigkeit" , nicht aber in luftfahrtrechtlicher 

Hinsicht- ; vJeil eine solche Tätigkeit nach dem 

LUftfahrtgesetz ausschließlich dem Bundesamt für 

Zivilluftfahrt Obliegt. Soweit diese Tätigkeit aber 

zur Erfüllung der dem Bundesheer -3.uf dem Gebiet der 

militärischen Landesverteidigung gesetzlich über­

tragenen Aufgaben im Bereich der Militärluftfahrt 

nnbedingt notwendig ist, ist sie rechtlich j cden­

falls eine ".:a.ngelegenheit der Militärluftf~hrt" und 

somit eine "militärische Angelegenheit" im Sinne des 

Art. 10 Abs. 1 Z 15 B-VG (vgl. auch lit. I des 

\"" ",: '. 
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Teiles 2 der Imlagen zu § 2 des Bundesministerien­

gesetzes 1986). 

Im Hinblick darauf ,- daß die in Rede stehende Tät.ig­

keit der vorerwähnten militärischen Organe insbe­

sondere in den Ausnahme.here.ichen (§ 121 LFG) für die 

dortigen Teilnehmer am Luftverkehr z~veifellos 

behördliche Rechtswirkungen mit normativem Charakter 

erzeugt, erscheint es nicht zuletzt auch auf Grund 

des im Art. 18 Abs. 1 B-VG normierten Legalitäts­

prinzips notwendig i für die Tätigkeiten des Mili­

tärflugleitungspersonals in den Ausna~~ebereichen 

eine entsprechende luftfahrtgesetzliche Grundl.ase ::',1.l 

schaffen. 

Die Notwendigkeit, auch die militärische Flugsiche­

rung im LFG zu verankern, besteht nach ho. Auffas­

sung aber nicht nur für die Tä ti9kei tel1 der :>11 li -­

tärflugleitungen in den AuSnEthmeherei.r:hr>n im Si::me 

des § 121 LFG, sondern ~ über diese Ausnahmebereiche 

hinaus - auch für solche militärischen Einrichtungen 

und Tätigkeiten, die zur flugsicherungsmäßigen 

Bewegungs lenkung von Militärluftfahrzeugen im 

Einsatz zur militärischen Landesverteidigung nach 

§ 2 Abs. 1 lit. a des Wehrgesetzes 1990 (WG), BGBI. 

Nr. 305, unbedingt notwendig sind. 

Diese Notwendigkeit ergibt sich aber auch darüber 

hinaus bei der unmittelbaren Vorbereitung eines 

solchen Einsatzes sowie - außerhalb eines Einsatz­

falles - bei Flügen gegen Luftfahrzeuge, welche die 

österreichische Lufthoheit verletzen oder im Ver­

dacht stehen, diese zu verletzen. Es wird daher für 

erforderlich erachtet, diese zwingenden militä­

rischen Erfordernisse im Wege einer entsprechenden 

Novellierung des § 145 LFG zu berücksichtigen. 

16/SN-273/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)6 von 16

www.parlament.gv.at



- 5 -

Es Ir/erden daher folgende luftfCl.hrtrechtliche Ände­

rungen vorgeschlagen: 

a) Zu Art. I § 3 Abs. 2 des gegenständlichen Ge­

.setzentwurfes: 

§ 3 Abs. 2 wäre wie folgt zu ergänzen: 

" ( 2 ) Der Bundesminister für öffentliche 

Wirtschaft und Verkehr kann in Erfüllung seines 

Aufsichtsrechtes zur Wahrung 

luftverkehrspolitischer Interessen sowie Inter­

essen der Sicherheit der Luftfahrt der .;;ustro 

Control GmbH allgemeine Weisungen oder Weisungen 

im Einzelf,:ül erteilen. Wenn es die Interessen 

r1Ar milit-.:i' h d A'd' 'b ___ ... ____ rlSC. en Lan esvert_l 19ung, lns eson-

dere im Falle eines Einsatzes des Bundesheet"l?s 

gemäß § 2 Abs. 1 li t. Cl. des ;,vehrgesetzes 1990, 

BGBl. Nr. 305, der unmitt-8Jharen Vorherejtu~g 

eines solchen Einsatzes oder Durchft:hrung 

einsatzähnlicher Übungen, erfordern, hat der 

Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und 

Verkehr hiebei das Einvernehmen mit dem Bundes­

minister für Landesverteidigung herzustellen." 

b) Weiters wären zur Berücksichtung der Interessen 

der militärischen Landesverteidigung folgende 

Änderungen des derzeit geltenden LFG erforder­

lich: 

aa) § 121 LFG hätte zu lauten: 

"Bereich der Flugsicherung 
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§ 121. (1) DIe Flugsicherung erstreckt 

sich auf das ganze Bundesgebiet und den 

Luftraum über diesem mit Ausnahme jener 

Bereiche, die vorn Bundesminister für Landes­

verteidigung im Einvernehmen mit dem Bundes-

minister für öffentliche \4/irtschaft und 

Verkehr unter Bedachtna:b .. me auf die Interessen 

der Landesverteidigung und der Zivilluftfahrt 

durch Verordnung festgelegt werden (Ausnah­

mebereiche ) . Hinsichtlich der Kundrnachung 

dieser Verordnung gilt § 6. 

( 2) In den Ausnahmeberei 8hen. unterliegt 

der gesamte Luftverkehr der Aufsicht und den 

Anordnungen des Bundesmini8ters für Landes-

'verteidigung oder einer von diesem jeweils zu 

hest.immenden militärischen Dienststelle 
(M'l't-" fl I 't- ) \ .. 1 l~ar ug el_ung . 

( 3 ) Im Falle einer Gefährdun~ der Si-.. 
·::herhei t der L~.lftfahrt oder anderer öffent­

licher Interessen in den Äusnah_rnebereichen 

stehen die den im § 146 a Abs. 1 genannten 

Organen obliegenden besonderen Sicherungs­

maßnahmen auch den Organen der Mili tärflug­

leitungen zu." 

bb) § 145 Abs. 1 LFG hätte zu lauten: 

I, {I} Für Militärluftfahrzeuge im Einsatz 

.=!.) gemäß § 2 Abs. 1 lit. a und b des 

Wehrgesetzes 1990 oder zur unmittel­

baren Vorbereitung eines solchen 

Einsatzes, 
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b) Über die Fälle der li t. a hinausgA­

hend gegen Luftfahrzeuge, welche die 

österreichische Lufthoheit verletzen, 

oder im Verdacht stehen, diese zu 
verletzen, 

und für Zivilluftfahrzeuge des Bundes, die 

zur Aufrechterhaltung der 5ffentlichen Ruhe, 

Ordnung und Sicherheit eingesetzt sind, 

';Je 1 ten die Bestirrunungen betreffend üben/achte 

Lufträume (§ 3), LUftraumbeschränkungen 

(§ 1), AUßenlandungen und AUßenabflüge (§ 9), 

die Zivilflugplatz-Betriebsordnung (§ 74 

Abs. 1), die Zivilflugplatz­

Benützungsbedingungen (§ 74 Abs. 2) und die 

LUftverkehrsregeln (§ 124) nicht." 

cc) Dem § 145 LFG wäre folgender Abs _ 4 anzllfij-

1'(4) Erfordext der Zweck von EinsatzflUgen 

mit Militärluftfahrzeugen gern. Abs. 1 die 

Leitung durch eine militärische Dienststelle, 

so hat diese Dienststelle vorher das Einver­

nehmen mit der nächstgelegenen Flugsiche­
rungsstelle herzustellen." 

Es wird darauf hingewiesen, daß die vorste­

henden Vorschläge einerseits zwingende 
militärische Erfordernisse berücksichtigen 
und andererseits auch eine dem Gebot des 

Art. 18 Abs. 1 B-VG entsprechende Berück­

sichtigung der bereits seit langer Zeit 

bestehenden Gegebenheiten im Bereich der 

zivilen und militärischen Flugsicherung 

bezwecken. Im übrigen sollen im spezifischen 
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Sachgebiet- der 

Änderungen Platz 

diesem Gebiet 

Flugsichenml] keinerlei 

';Treifen, weil sich die auf 

der Luftfahrt bestehende 

Venvaltungspraxis im Sicherheitsinteresse der 

und Militärluftfahrt bisher 
bestens bewährt hat. 

2. Zur Frage der Amtshaftunl] = 

Zu Art. I § 10 Aes gegenständlichen Gesetzentwurfes: 

In diesem Zusammenhang wird darauf hingeltliesen, daß 

auch a.us GrÜnden der Amtshaftung die oben unter Z 1 

geforderte gesetzliche KlarsteIlung erforderlich 

erscheint, um eine Zurechnung von Organhandlungen 

der FlugsichC'nml] in bezug auf den Bundr:>.sminist-Pt" 

und den Bundesminister für Landesverteidigung 
andererseits zu ermöglichen, 

J. Zu den vorgesehenen GebÜhrenregelungen: 

a) Zu Art. I § 11 des gegenständlichen Gesetz­
ent\<lUrfes: 

Auf Grund der mit Art. VIII Z 24 des Bundesge­

setzes BGBI. Nr. 452/1992 erfolgten Änderung des 

§ 122 LFG wurde die Möglichkeit geschaffen; 
sogenannte "Anfluggebühren ll für bestimmte Lei-
stungen der Flugsicherung mit Verordnung des 
Bundesminister.s für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr festzulegen, welche bisher für deren 

Benützer mit keinen Kosten verbunden waren. Nach 

§ 122 Abs. 3 lit. a LFG sollen von dieser Ge­

bÜhrenpflicht in Hinkunft Militärluftfahrzeuge 

nur bei Einsatzflügen gern. § 2 WG ausgenomen sein 
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(bekanntlich wird ja die im § 122 Abs. 3 lit. b 

normierte lmsnahmeregelung betreffend alle 

anderen FlÜge mit Militärluttfahrzeugen ClJtf r.rund 

des Art. XIII ?~s. 3 des Bundesgesetzes BGBl. 

Nr. 452/1992 mit dem Inkrafttreten des Bundesge­

setzes über die Verselbständigung des Bundesamtes 

fÜr 2i villuftfa.hrt außer Kraft treten). Dement­

sprechend ist im § 11 Abs. 1 2 7 im Art. I des 

gegenständlichen Gesetzentwurfes vorgesehen, daß 

der Bund auch für die von der Austro Control GmbH 

im Interesse der Landesverteidigung erbrachten 

Leistungen ein Entgelt zu leisten hat, dem das 

Kostendeckungsprinzip zugrunde liegen soll. 

Hiebei hätte im Falle einer diesbezüglichen 

Auftragserteilung des Bundesministers für 

Landesverteidigung dieser das entsprechende 

Entgelt zu leisten. Nach § 11 JI..hs. 3 hätte aber 

der entgel tpflichtige BundesZ':!':ni.st'2r im Einv-:;r. 

nehmen mit dem Bundesminist:"pl:" f~ir Fi ~an zr.>~ mi ~ 

der Austro Control GmbH jährli.'::h einen :S:.ahmen­

vertrag nicht nur Uber diese Leistungen und das 

natUr zu entrichtende Entgelr; sondern aU.ch über 

die nach § 11 Abs. 2 zu gewährenden 

Einnahmenersätze abzuschließen,. Darüber hinaus 

.ist vorgesehen; daß die gegenständliche Abrech-

nung auf Grund der tatsächlich in Anspruch 

genommenen Leistungen und der tatsächlich ent­

gangenen Einna~men erfolgen soll. 

Der im Art. I § 11 Abs. 2 und 3 des gegenständ­

lichen Gesetzentwurfes vorgesehene Wortlaut sowie 

die betreffenden Erläuterungen stellen jedoch 

nach ho. AUffassung nicht ausreichend klar t ob 

unter dem Begriff der Hentgangenen Einnahmen", 

die auf Grund einschlägiger Rechtsvorschriften 

wegen dadurch bedingter Unzulässigkeit ihrer 

Einhebung der Austro Control GmbH durch den Bund 
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prsetzt werden müssen; auch solche Kosten zu 

verstehen sind, die auf Grund der im § 122 Abs. 3 

LFG für die betreffenden Einsatzflüge mit I'v1ili-
tärluftfahr~eugen normierten Ausnahmeregelung 
nicht zu verrechnen sind. Es erscheint daher 

unbedingt notwendig, zumindest in den diesbezüg­

lichen Erläuterungen klarzustellen; für welche 

Inanspruchnahmen von Diensten und Einrichtungen 

der .Z\.ustro Control GmbH, die "nach den diesbe-
zUg lieh zur Anwendung kommenden Reehtsvor-
schriften dem Grunde nach unzulässig ist, I1 dieser 

Gesellschaft die dadurch entgangenen Einna~~en 

nach dem Kostendeckungsprinzip d1.:trch den Bund 
den "entgeltpflichtigen" Bundesminister 

ersetzt werden sollen. Das ho. Ressort geht aber 

davon aus, daß eine Kostenrefundierung für 

Einsatzflüge mit Militärluftfahrzeugen gemäß § 2 

WG im Sinne des § 122 Abs. 3 I.FS jn do~ der~~~~ 

-;reItenden Fassung und darUber llina:-'.s fÜr FlÜge 

mi t r1ili tärluftfahrzeugen ; "1 S"i ::::;:-> drt" ':ern hn. 

Ressort vorgeschlagenen erweiterten Fassung des 

§ 122 Abs. 3 LFG (siehe unten lit. b) nicht 
vorgesehen ist. 

b) Zu § 122 Abs. 3 des derzeit gel.tenden LFG: 

Im Sinne der oben dargelegten AUffassung er­

scheint es zielfüh~end, eine Kostenbefreiung auch 

für die unmittelbare Vorbereitung eines Einsatzes 

gemäß § 2 WG, für einsatzähnliche Übungen sowie 

für sonstige Flüge zur Wahrung der Lufthoheit 

vorzusehen. § 122 Abs. 3 LFG könnte daher etwa 
wie folgt lauten: 

"( 3) Von den Bestimmungen des Abs. 2 sind 

Militärluftfahrzeuge bei Flügen im Einsatz gemäß 

§ 2 des Wehrgesetzes 1990, sowie bei Flügen zur 
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unmittelbaren Vorbereitung eines solchen Ein­

satzes, zur Durchführung einsatzähnlicher Übungen 

sowie über diese Fälle hinausgehend bei Flügen im 

Einso.tz gegen Luftfahrzeuge r \velche die öster­

reichische Lufthoheit verletzen, oder im Verdacht 

stehen, diese zu verletzen, ausgenommen," 

Im übrigen \·Jird auch noch auf die unten in der 

lit. C folgende Stellungnahme zum Entwurf einer 

Flugsicherungsan- und Abfluggebührenverordnung 

1993 verwiesen. 

4. Zum vorgeschlagenen Verzeichnis der Luftfahrthin­

dernisse (2 2 des nachträglich übermittelten 

~"ei te ren Novellierungsvorschlages zum LFG betreffend 

§ 91 c LFG): 

"Zl,us der ho. Sicht erscheint es zur 3ewä.hrleistung 

der Sicherheit des militärischerl Flugbetriebes 

erforderlich, § 91 c LFG e-l:.,.;3. \"ie folgt zu ergänzen: 

"§ 91 c. Der örtlL::h zuständige Landeshauptmann 

hat ein vollständiges Verzeichnis der Luftfahrthin­

dernisse im sinne des § 85 F.bs. 2 in geeigneter 

Form evident 211 halten; der Austro Control GmbH und 

dem Bundesminister für Landesverteidigung zugänglich 

zu machen und gegen Kostenbeitrag den Teilnehmern am 

Luftverkehr auf Anforderung zur Verfügung zu stel-

len." 

B) Zum Entwurf einer Verordnung, mit der die 

Zivilluftfahrt-Personalverordnung geändert wird: 

Gegen diesen Verordnungsentwurf bestehen aJ.lS der Sicht 

der ho. Ressortinteressen keine Einwände. 
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C) Zum Entwurf einer Flugsicherungsan- und Abflugverord­

nung 1993 (FSAG-V): 

1. Zu § 5 Abs. 4: 

Was die Berechnung der gegenständlichen Geblihren für 

Flugplätze mit Flugsicherungshilfsstellen betrifft, 

so v..'äre für alle Flüge mit Militärluftfahrzf'mgen,. 

50\4ei t für diese eine Gebührenbefreiung nicht 

ohnehin schon gesetzlich normiert ist, eine ent­

sprechende Kostenreduzierung vorzusehen. In diesem 

Sinne könnte § 5 Abs. 4 FSAG-V etwa wie folgt 

laut.en: 

"(4) Der Anpassungsfaktor (Af) beträgt: 

a) für gewerbliche Flüge: 2,5; 

b) für nicht ge\1erbliche Flüge und Schulfllige: 

1,25; und 

r.) fÜr FlÜge mit Mili tärluftfa.hn?eugen und fÜ.r 

Segelflüge: 0,5." 

2. Zu § 7: 

Im § 7 ist hinsich~lich der Entrichtung der gegen­

ständlichen Gebühren eine Mitwirkung der Flugplatz­

halter vorgesehen. 

Da auf Grund der ~enützung des Militärflugplatzes 

HÖRSCHING durch die F1 ughafenbetriebs-GmbH LINZ für 

Zwecke der Zivilluftfahrt gemäß § 62 LFG diese 

insoweit in die Rechte des Bundesministers für 

Landesverteidigung als Flugplatzhalter eintritt, 

wäre zur Vermeidung damit verbundener zusätzlicher 

administrativer- Belastungen des ho. Hessorts dem § 7 
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~in ':v'eiterer Absatz anzufügen, in dem eine dem § 18 

des Bundesgesetzes über den Schutz vor Straftaten 

gegen die S.i8herheit von Zivill1l.ftfahr:7,eugen" BGBL 

Nr. 824/1992, analoge Regelung getroffen wird. Der 

neue § 7 Abs. 7 könnte in diesem Sinne etwa wie 
folgt lauten! 

I! (7) Im Falle einer Bewilligung der Benützung 

eines Militärflugplatzes für ZI--lecke der Zivilluft­

fahrt gemäß § 62 des LUftfahrtgesetzes tritt der 

Inhaber der Bewilligun.:;r in die in den Abs. 3 bis 6 

normierten Rechte und Pflichten des Flu.:;rplatzhalters 
ein." 

J. Zu § 9: 

Im Hinblick duf die im § 122 3 LFG ~argesehenen 

"h f=' •• oOJe ..... relungen ware auch im § :; ~es ;egenst~ndlichen 

Verordn1_mgsent f!.lurfes eine entsprechende Ausnahme von 

der Gebührenpflicht für bestimmte Flüge mit Mili­

tärluftfahrzeu.:;ren vorzusehen. 

§ 9 sollte daher lauten: 

"§ 9. Ausnarunen "I.J(:m der GebUhrenpflicht 

Von der Gebührenpflicht sind befreit: 

a) Flü.:;re zur Kontrolle oder Vermessung von 

BOdeneinri8htungen; die als Flugnavigations­

hilfen verwendet werden oder verwendet werden 
sollen; 

b) Such- und Rettungsflüge; 

c) Flüge im Einsatz .:;remäß § 2 des Wehrge-

setzes 1990, zur unmittelbaren Vorbereitung 
eines solchen Einsatzes, zur Durchführung 
einsatzähnlicher Übungen sowie über diese 
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Fälle hinausgehend im Einsatz gegen I~ft­

fahrzeuge, welche die österreichische Luft­

hohei t verletzen ( oder im Verdacht stehen ( 

diese zu verletzen." 

D) Zum Entwurf einer Verordnung über die Ermächtigung des 

Bundesamtes für Zivilluftfahrt zur Erteilung von 

Beförderungsbewilligungen für bestimm.te Luftfahrzeuge. 

Gegen diesen Verordnungsentwurf bestehen aus der Sicht 

der ho. Ressortinteressen keine Einwände. 

Dem Präsidiul11 des Nationalrates vlUrden 25 Kopien dieser 

Stellungnar~e übermittelt. 

31. März 1993 
Für den Bundesminister: 

Für die Ri~htigkei~ 
der Ausfertigung: 

~ 

P e 11 k 1 e r 
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